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(8) Die Vertragsstrafe ist ganz oder teilweise zu- 
r ückzuzahlen, wenn der Einspruch berechtigt ist.

(9) Wird der Einspruch nicht, verspätet oder ohne 
Darlegung der für die Vertragsverletzung maßgeblichen 
Ursachen eingelegt, so gilt die Forderung als anerkannt, 
es sei denn, der Einspruch ist aus schwerwiegenden 
Gründen unterblieben oder aus* schwerwiegenden 
Gründen nicht ordnungsgemäß erfolgt.

A b s c h n i t t  VI

Geltendmachung und Verjährung von Ansprüchen

§33
Geltendmachung von Ansprüchen gegen die TG

(1) Zur Geltendmachung von Ansprüchen gegen die 
TG ist der Absender berechtigt, soweit sieb aus § 23 
nichts anderes ergibt. Weist der Empfänger bei Scha­
denersatzansprüchen nach, daß die Gefahr auf Grund 
der Lieferbeziehungen auf ihn übergegangen ist, so ist 
er anspruchsberechtigt. Voraussetzung für die Geltend­
machung von Schadenersatzansprüchen für gänzlichen 
oder teilweisen Verlust des Gutes ist die Vorlage einer 
Bescheinigung gemäß § 18 Absätzen 8 und 17 oder für 
Beschädigung oder sonstige Wertminderung des Gutes 
die Vorlage der Abschrift der Tatbestandsaufnahme 
gemäß § 31 Abs. 3, sofern der Anspruchsberechtigte 
nicht nachweist, daß die Bescheinigung oder Abschrift 
der Tatbestandsaufnahme auf Grund von Umständen 
nicht erteilt worden ist, für die er nicht verantwortlich 
ist, oder der Verlust des Anspruches eine unzumut­
bare Härte bedeuten würde.

(2) Die Ansprüche sind schriftlich und für jede Sen­
dung gesondert geltend zu machen. Der Absender hat 
seine Ansprüche bei der für den Versandort, der Emp­
fänger hat seine Ansprüche bei der für den Bestim­
mungsort zuständigen Stückgutabfertigung zu stellen. 
Kann der Absender den Frachtbrief nicht vorlegen, hat 
er nachzuweisen, daß der Empfänger seine Zustimmung 
zur Geltendmachung des Anspruches erteilt oder die 
Annahme der Sendung verweigert hat. Bei Ansprüchen 
wegen nicht fristgemäßer Annahme gemäß §26 ist in 
jedem Falle der Annahmeschein vorzulegen.

(3) Den Anträgen sind die Unterlagen beizufügen, 
aus denen sich die Berechtigung des Anspruches ergibt. 
Bei Ansprüchen der Transportkunden auf Schaden­
ersatz sind insbesondere beizufügen:

a) der Frachtbrief, bei Ansprüchen gemäß § 26 der 
Annahmeschein,

b) Belege zum Nachweis der Höhe des Schadens,

c) die Bescheinigung oder die Abschrift der Tat­
bestandsaufnahme gemäß Abs. 1,

d) eine Erklärung, ob die Sendung transportver­
sichert war.

(4) Die TG hat dem Antragsteller mitzuteilen, wel­
cher der beteiligten Transportbetriebe über den An­
trag entscheidet. 5

(5) Wird ein Anspruch auf einen Dritten übertragen, 
ist gesondert für jede Sendung eine Abtretungserklä­
rung erforderlich und dem Antrag beizufügen.

§34

Verjährung der Ansprüche

(1) Die Verjährungsfrist beträgt für Vertragsstrafen 
und Zinsforderungen 6 Monate. Für alle übrigen For­
derungen beträgt die Verjährungsfrist 1 Jahr.

(2) Die Verjährungsfrist beginnt:

a) bei Entschädigungsansprüchen wegen gänzlichen 
Verlustes des Gutes mit Ablauf des 30. Tages nadi 
Beendigung der Lieferfrist,

b) bei Entschädigungsansprüchen wegen teilweisen 
Verlustes, Beschädigung, sonstiger Wertminde­
rung, Lieferfristüberschreitung oder sonstiger 
Pflichtverletzung mit Ablauf des Tages der Ab­
lieferung oder der Rücknahme der Sendung durch 
den Absender,

c) bei Ansprüchen auf Zahlung, Nachzahlung oder 
Erstattung von Transportentgelten und Auslagen 
mit Ablauf des Tages der Zahlung oder, wenn 
keine Zahlung stattgefunden hat, mit Ablauf des 
Tages, an dem das Gut zum Transport angenom­
men wurde,

d) bei Ansprüchen auf Auszahlung eines Verkaufs­
erlöses mit Ablauf des Verkaufstages,

я) bei Ansprüchen auf Zahlung eines von den Zoll­
organen verlangten Betrages mit Ablauf des Ta­
ges, an dem die Zollorgane den Betrag von der 
TG gefordert haben.

(3) Die Verjährung eines Anspruches wird, abgesehen 
von den allgemeinen gesetzlichen Hemmungsgründen, 
auch durch seine schriftliche Geltendmachung gehemmt. 
Ergeht darauf ein abschlägiger Bescheid, so läuft inso­
weit die Verjährungsfrist von dem Tage an weiter, an 
dem diese Entscheidung dem Anspruchsberechtigten 
schriftlich bekanntgemacht und ihm die dem Antrag 
beigefügten Belege zurückgegeben werden. Erneute 
Anträge, die denselben Anspruch zum Gegenstand 
haben, hemmen die Verjährung nicht.

A b s c h n i t t  VII

Bestimmungen 
für grenzüberschreitende Stückgultransporte

§35

Grenzüberschreitende Stückguttransporte

(1) Für grenzüberschreitende Stückguttransporte 
durch die Eisenbahn gelten die internationalen Über­
einkommen oder besondere Vereinbarungen und Be­
stimmungen für den grenzüberschreitenden Eisenbahn­
verkehr.

(2) Für Sendungen, die im grenzüberschreitenden 
Verkehr durchgehend abzufertigen sind, gelten außer­
dem die Bestimmungen gemäß § 3 Absätzen 4 und 6, 
§§ 7 und 8, § 9 Absätzen 1 und 2. Für die Transport­
anmeldung gemäß § 7 ist der Frachtbrief für den je­
weiligen grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr zu 
verwenden.


